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Franziska Senze

Einlassung 31. August 2007 vor dem Amtsgericht Frankf./Main

Als mein Schlussgehör gebe ich zu Protokoll, dass ich einen Freispruch verdient habe. 

 

Zunächst möchte ich uns allen die Abschnitte 1 & 2 des §15, sowie den §16 OWiG in Erinnerung rufen:

 § 15 Notwehr
(1) Wer eine Handlung begeht, die durch Notwehr geboten ist, handelt nicht rechtswidrig.

(2) Notwehr ist die Verteidigung, die erforderlich ist, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem anderen abzuwenden.

 § 16 Rechtfertigender Notstand
Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Handlung begeht, um die Gefahr von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Abwägung der widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des Grades der ihnen drohenden Gefahren, das geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Handlung ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden.

Eine Ordnungswidrigkeit, genauso wie eine Nötigung, definiert sich niemals per se aus sich selbst, niemals als allein anhand einer zusammenhanglos aufgefassten Handlung. Vielmehr schreibt das Gesetz durch Maßgabe der zitierten Paragraphen die Berücksichtigung des Kontextes einer Handlung zwingend vor, die möglicherweise als gesetzwidrig begriffen und geahndet werden soll. 

Tatsächlich gibt es eine Reihe von außergewöhnlichen Situationen, in denen alltäglich gegen reguläre Vorschriften und Gesetze verstoßen wird – und werden DARF (!) – bei denen kein Polizist und kein Gericht einen Anlass sehen, sanktionierend einzuschreiten, weil sich eben der entsprechende, rein äußerliche Verstoß gegen eine Verhaltensnorm im Einklang mit Regeln und Normen vollzieht, die entsprechend höher anzusehen sind, als dies unter normalen Umständen geschieht.

Ein simples Beispiel mag es sein, wenn ein Notarztwagen im Stau nicht an einem im Stau stehenden Fahrzeug vorbeifahren kann, und der Fahrer um des Durchlassens willen mit einem Rad auf den Bürgersteig oder über eine durchgezogene Linie fährt, solange er damit niemanden gefährdet. Wenn ich aus einem Haus einen schweren Gegenstand auf einen Passanten vor dem Haus stürzen sehe, den dieser selber nicht sieht, ist es mir sogar erlaubt, diesen sogar mithilfe des Einsatzes von Gewalt von seinem Standort wegzustoßen, selbst wenn dieser dadurch stürzt und leichte Verletzungen erleidet, um ihn vor ernsteren Verletzungen oder gar dem Tod zu bewahren.

Was unter normalen Umständen nicht zulässig, ja womöglich strafwürdig ist, kann unter besonderen Bedingungen durchaus zulässig sein. Während das Überfahren einer weißen Linie oder gar das gewaltsame Schubsen für sich gesehen – und das heißt in der Mehrzahl der denkbaren Fälle – für den Staat ein mehr oder minder ernsthaftes, immerhin aber doch sanktionswürdiges Delikt darstellen, habe ich hier gerade zweit Situationen vorgestellt, in denen diese ansonsten rechtswidrigen Handlungen plötzlich rechtmäßig werden.

Ein weiterer Gesichtspunkt ist in unserem Zusammenhang zu beobachten: 

 

In Deutschland darf man Opfern von illegaler Gewalt nach Kräften helfen, wenn man so wie ich im Rahmen bleibt und lediglich versucht gemäß der eigenen Kräfte zur Unterbindung der Tat – nicht ihrer Bestrafung - beizutragen. Die Ordnungsfunktion von Polizei, Recht und Justiz ist dadurch noch in keiner Weise angetastet. Sie findet sich eher durch unsere Demonstration unterstützt.

Wenn man dies auf den konkreten Vorfall überträgt, muss man doch sagen, ich hätte viel mehr tun dürfen, sehr viel mehr, sogar so viel, dass die Verbrechen der US-Streitkräfte wirksam hätten verhindert werden können. Ich will nicht spekulieren, was das im Einzelnen bedeutet, weil schließlich eine Armee viel Macht besitzt, aber wenn ich etwa alle Flugzeuge, die von Deutschem Boden aus in den Irak starten wollten, lahmgelegt hätte,  und alle Deutschen, die mich davon abhalten wollten, der Polizei als Komplizen des Unrechts angezeigt hätte, was wäre, denn daran bitte schlimm oder verboten gewesen? Ist es nicht das, was die Gesetze mir bei sämtlichen Verbrechen, deren Vorbereitung ich Zeugin werde, nahe legen, solange die Polizei nicht ihrerseits tätig wird?
 

Als ich mich entschlossen habe, mich mit Gleichgesinnten auf einer Straße niederzulassen und damit billigend inkauf nahm, den allgemeinen Straßenverkehr zum Erliegen zu bringen, lag ein nicht wesentlich abweichender Fall vor, wie in den zuvor geschilderten Beispielen. Keineswegs habe ich grundlos gehandelt, bzw. in der Absicht, gedanken- oder gar rücksichtslos in die Rechte anderer Bürger einzugreifen. Wäre dieses der Fall gewesen, wäre die Polizei natürlich aufgefordert gewesen, gegen mich vorzugehen. 

Tatsächlich gehorchte meine Handlung einer Logik, die ganz im Einklang mit den geltenden Gesetzen, unserer Verfassung und dem Völkerrecht stand. Immerhin ging es darum, an dem Ort, von dem aus auf deutschem Boden die Hauptunterstützung für einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen den Irak ausging – und somit gravierend gegen bundesdeutsches Recht (§80 StGB) i.S. des Art. 26 GG verstoßen wurde – möglichst viel Widerstand aufzubieten, sowohl um Menschenleben im Irak, das Gefüge der internationalen Rechtsordnung, als auch die Integrität unseres eigenen Rechtssystems zu verteidigen. „Ohne die Airbase (…) wäre der Aufmarsch der Amerikaner am Golf kaum denkbar (gewesen).“ (FAZ, 5.3.2003) 

Mein Verhalten war also eher zu schwach, zumindest aber in keiner Hinsicht unverhältnismäßig. Niemand kann von mir verlangen, dass ich das, was ich tun kann, ohne dabei unverhältnismäßigen Schaden anzurichten, unterlasse und mich etwa nur verbal gegen die Verbrechen der USA einsetze. Es ging wie heute jeder weiß, um Verbrechen gegen die Menschlichkeit, entgegen Recht und Moral. 

Euer Ehren,

Wenn Sie die Verhältnismäßigkeit der Mittel trotz alledem nicht für gegeben sehen, erklären Sie mir bitte, dass sich gegen illegale Kriege nur einsetzen darf, wer genauso stark ist wie der Angreifer, seine Kraft voll zum Einsatz bringt, und dass mehr oder weniger symbolische Behinderung nicht zulässig ist. 

 

Ich würde dann allerdings meinerseits folgendes dazu feststellen: Gegen Verbrechen der Art, wie sie durch die USA begangen und durch deutsche Behörden unterstützt worden sind, sollte nicht mit voller und unversöhnlicher Gewalt vorgegangen werden. Ich lehne jeglichen Terrorismus, jegliche physische Gewalt gegen Personen ab. Man muss deswegen aber auch nicht allem zusehen und es untätig erdulden. Wenn alle den Krieg so erschwert hätten, wie wir es getan haben, hätten reale Erfolgsaussichten bestanden.

Erläutern Sie mir auch, was am Irak-Krieg legal, an den Tötungen, gegen die ich nur ein sehr kleines Stück eingeschritten bin, rechtens sein soll, oder aber dass ich stärker hätte eingreifen müssen, dass ich Flugzeuge hätte sprengen sollen oder was sonst Sie sonst für wirksam halten, wenn Sie meinen, nur ganz oder gar nicht sei zulässig. Erläutern Sie, wie §16 OWiG (inklusive des Verhältnismäßigkeitssatzes) in unserem Zusammenhang zu verstehen sein soll.

Wenn Sie mich also tatsächlich verurteilen sollten, weil Sie sich diesem Standpunkt nicht anschließen können, dann schreiben Sie mir bitte in Ihr Urteil, inwiefern ihre (ich zitiere § 16 OWiG) „Abwägung der widerstreitenden Interessen“, die den Tatbestand des illegalen Angriffskrieges der temporären Behinderung des Straßenverkehrs gegenüberstellt, d.h. inwiefern die öffentliche Ordnung auf einer Umgehungsstraße gegenüber der Zerrüttung des Völkerrechts, über die nahezu alle Völkerrechtler in ihren wissenschaftlichen Stellungnahmen klagen, an Gewichtung vorzuziehen ist. Begründen Sie mir bitte, wie überhaupt eine Beurteilung meines Falles ohne eingehende Prüfung der völkerrechtlichen Lage möglich ist.
Ich werde - selbst wenn ich verurteilt werden sollte - mich auch künftig aktiv gegen solche Delikte einsetzen und sehen, dass meine Taten verhältnismäßig harmlos bleiben. Mord und Totschlag werde ich auch künftig anprangern und zumindest ein Stück weit behindern und ich werde das auch weiterhin in dem Bewusstsein tun, mich damit nicht außerhalb dieses Staates und seiner Normen, sondern in seinem Geiste zu bewegen.

Mein Standpunkt ist und bleibt, dass mein Handeln  nach deutschem Recht mehr als zulässig, ja geboten war, dass ich mit meinem Handeln einen Beitrag zur Verteidigung dieser Verfassung und der ihr nachgeordneten Gesetze geleistet habe, die eben gem. Art. 20 (3) GG Recht eindeutig über politische Bündniszwänge stellt

und dass es nun langsam an der Zeit ist, dass auch die Justiz ihren Beitrag zur Rechtspflege dieses Landes leistet.

 
Ich bitte Sie ein letztes Mal, Euer Ehren: Agieren Sie entsprechend! Sprechen Sie mich um dieses Rechtssystems, dem Sie ihr berufliches Leben gewidmet haben, deutlich und unmissverständlich frei!

 
